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Angelegenheiten des Kantons und der
Kreise.
Nach Erhebungen der Regierung können
heute in Graubünden etwa 90 Prozent al-
1er Frauen das aktive und passive Wahl-
recht auf der Ebene der Gemeinde, des
Kantons und des Bundes frei ausüben.
Rund 50 Gemeinden, die zusammen etwa
12 000 Einwohner zählen, kennen das
Frauenstimmrecht in Gemeindeangelegen-
heiten noch nicht. Eine Häufung solcher
Gemeinden ist im Prättigau festzustellen.
Weniger ausgeprägt zeigt sich eine ähn-
liehe Erscheinung am Heinzenberg, am
Schamserberg, im Lugnez, im Albulatal und
im Oberhalbstein.
Es gibt — nach den Ausführungen von
Regierungsrat Tobias Kuoni — Fälle, in
denen verschiedene Anläufe auf Einfüh-
rung des Frauenstimmrechts auf Gemein-
deebene scheiterten. Da und dort wollte
man mit solchen Entscheiden allzu rede-
gewandte und in politischen Dingen zu
impulsive Damen von der Gemeindever-
Sammlung fernhalten. Vielleicht versagte
man den Frauen das Stimmrecht, weil das
Versammlungslokal zu klein war, vielleicht
auch, weil man fürchtete, die Frauen
würden nach der Gemeindeversammlung
auch im Restaurant sitzen bleiben, und
das sei nicht gut.
Nach der Auffassung von vielen Stimm-
bürgern sollen Bund und Kanton nicht in
die Gemeinden hineinlegiferieren. Ob-
wohl die Regierung voll anerkennt, dass
das Stimm- und Wahlrecht zu den Person-
lichkeitsrechten gehört, glaubt sie nicht,
dass eine Zwangslösung heute zweck-
mässig wäre. Trotz erheblichen staatspo-
litischen Bedenken erklärte sie sich be-
reit, die Motion entgegenzunehmen, will
aber nicht Hals über Kopf eine entspre-

chende Vorlage vorbereiten, sondern vor-
erst eine Lösung auf Gemeindeebene mit
einem Aufruf anstreben.

Präsidentinnenkonferenz
Wie an der DV in Zürich beschlossen,
widmete sich die Präsidentinnenkonferenz
des Schweiz. Verbandes für Frauenrechte
dem Thema Nationalratswahlen 1979. Die
Veranstaltung fand am 28. Oktober im
Bahnhofbuffet Bern statt.
Es wurde festgestellt, dass die Frauen
auf allen Stufen untervertreten sind. Die
Teilnehmerinnen beschlossen daher, den
Kontakt mit den Parlamentarierinnen zu
intensivieren, ferner eine grösstmögliche
Zahl von Frauen für eine Kandidatur zu
motivieren und diesen Kandidatinnen die
Möglichkeit zu geben, sich öffentlich vor-
zustellen. Dabei soll ihnen, ohne Rücksicht
auf ihre politische Einstellung, jede Unter-
Stützung gewährt werden.

Europäische Sozialcharta
Im Rahmen des Vernehmlassungsverfah-
rens, betreffend den Beitritt zur Europäi-
sehen Sozialcharta, hat sich der Schweiz.
Verband für Frauenrechte für einen Bei-
tritt unseres Staates ausgesprochen. Zi-
tat: «Die Frauen sehen im Beitritt zur
Sozialcharta eine vermehrte Chance, dass
ein kurzfristiges, konkretes Programm zur
Förderung des Status der berufstätigen
Frau und der Familie erarbeitet werde. Die
Gleichberechtigung von Frau und Mann
in der Schweiz würde eine blosse retho-
rische Frage bleiben, wenn keine stete
Verbesserung der sozialen Einrichtungen
erstrebt wird, die der Frau helfen, ihre
verschiedenen Aufgaben zu lösen. Da-
durch wird dem Wohl der Allgemeinheit in
mehreren Hinsichten gedient.»
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